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Aktenzeichen: 6 AZR 425/88 
Bundesarbeitsgericht 6. Senat

I. Arbeitsgericht 
Oberhausen

II. Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf

Urteil vom 7. Juni 1990- 6 AZR 425/88 -
Urteil vom 8. Dezember 1987
- 4 (2) Ca 1734/87 -
Urteil vom 5. Mai 1988
- 13 (16) Sa 75/88 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Technikerzulage - Einstellung der rechtsgrundlosen Zahlung

Gesetz: Tarifvertrag über Zulagen an Angestellte (VkA) vom 17* Mai
1982 §§ 2, 3; BAT (VkA) Bemerkung Nr. 2 zu allen Vergütungs­gruppen

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Vgl. Urteil des Senats vom 7. Juni 1990 - 6 AZR 423/88 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‘ s'f* ' u  <j>V i r'> „>« ►

6 AZR 425/88
13 (16) Sa 75/88 Düsseldorf

Verkündet am 
J. Juni 1990
Stöcker,
AmtsInspektorin 
als Örkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

nt la e n  des Volkes!

Urteil

In Sachen

PP»

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 7. Juni 1990 durch den Vorsitzen­
den Richter Prof. Dr. Röhsler, die Richter Prof. Dr. Jobs
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und Dörner sowie die ehrenamtlichen Richter Ostkamp und 
Hilgenberg für Recht erkannt:

1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom
5. Mai 1988 - 13 (16) Sa 75/83 -wird zurück­
gewiesen.

2. Die Kosten der Revision hat die Klägerin 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die weiters Zahlung der tarifli­
chen Technikerzulage.

Die Klägerin ist seit 1974 bei der Beklagten als Angestell­
te, zuletzt in der Abteilung Städtebau und Siedlungsplanung, 
beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden der 
Bundes-Angestelltentarifvertrag und die ihn ergänzenden und än­
dernden Tarifverträge Anwendung. Die Klägerin erhielt zunächst 
Vergütung aus der VergGr. V c der Anlage 1 a zum BAT. Seit Mai 
1980 erhält sie Vergütung aus der Vergütungsgruppe V b.
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Die Klägerin erhielt neben ihrem Dienstvertrag vom 16. No­
vember 1973 ein Schreiben der Beklagten vom 16. November 1973, 
das nach dem vorletzten Absatz des DienstVertrages als dessen Be­
standteil gilt. Darin heißt es u.a.s

"Sie erhalten Bezüge nach der Vergütungs­gruppe V c BAT. Diese betragen monatlich brutto:
GrundVergütung Ortszuschlag 
Kinderzuschlag ...
tarifliche Zulage 67,—  EM."

Bei der Höhergruppierung erhielt die Klägerin auch eine hö­
here Zulage in Höhe von 145,—  DM. Sie bekam dazu von der Beklag­
ten keine schriftliche Erklärung. Die Zulage bemaß sich nach dem 
Tarifvertrag über Zulagen an technische Angestellte vom 8. Juli 
1970. Diese Bestimmungen wurden ersetzt durch den Tarifvertrag 
über Zulagen an Angestellte (VkA) vom 17. Mai 1982, dessen §§ 2 
und 3 i.d.F. des 3. Änderungstarifvertrages vom 28. Februar 1986, 
gültig bis zum 31. Dezember 1989, u.a. folgenden Wortlaut hatten:

" § 2
Allgemeine Zulage

(1) Angestellte der Vergütungsgruppen X bis II und Kr. I bis Kr. XII erhalten eine allgemeine Zulage.
(2) Die allgemeine Zulage beträgt monatlich in 

den Vergütungsgruppen
a) X bis V c sowie V b (soweit in der 

Protokollerklärung Nr. 2 aufgeführt) und
Kr. I bis Kr. VI 67,—  DM,

b) V b (soweit nicht in der Protokoller­
klärung Nr. 2 aufgeführt)
bis II und Kr. VII bis Kr. XII 100,—  DM.
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Protokollerklärungen:
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2. Angestellte, die nach einem der folgenden Tätig­
keitsmerkmale der Vergütungsgruppe V b der Anlage 
1 a zum BAT eingruppiert sind, erhalten die allge­meine Zulage nach Absatz 2 Buchst, a):

§ 3 .Technikerzulage
(1) Angestellte der Vergütungsgruppen V b bis II mit 

technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Bemerkung zu allen Vergütungsgruppen und entsprechender Tätigkeit 
sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwer­tiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechen­de Tätigkeiten ausüben, erhalten eine Technikerzula­
ge von 45,—  DM.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 
a) - b) ...
c) in der Protokollerklärung Nr. 1 des § 2 des 

Tarifvertrages zur Änderung und Ergänzung 
der Anlage 1 a zum BAT (Angestellte in tech­
nischen Berufen) vom 15. Juni 1972 genannte 
Angestellte."

a) V b Fallgruppen 6 bis 10, 13? 15 bis 18 und 21 des § 2 des Tarifvertrages zur Änderung und Ergän 
zung der Anlage 1 a zum BAT 'Angestellte in technischen Berufen) vom 15. Juni 1972,

Die Beklagte widerrief mit Schreiben vom 6. August 1986 die 
Technikerzulage zum 31. Dezember 1986. Sie zahlt der Klägerin 
seit dem 1. Januar 1987 nur die allgemeine Zulage in Höhe von 
67,—  DM.

Die Klägerin hat gemeint, sie habe Anspruch auf die Zulage 
in Höhe von 145,—  DM, der ohne den Ausspruch einer Änderungskün 
digung nicht beseitigt werden könne. Die langjährige und aus­
drückliche vorbehaltlose Gewährung der Technikerzulage begründe
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für alle technischen Angestellten ein schutzwürdiges Vertrauen. 
Die Gewährung der Technikerzulage zeige außerdem, daß es sich bei 
ihren Tätigkeiten um Arbeiten eines Ingenieurs handele. So habe 
sie auch einen tarifvertraglichen Anspruch.

Die Klägerin hat beantragt

festzustellen, daß der Widerruf der Technikerzulage 
zum 1. Januar 1987 unwirksam ist und die Beklagte verpflichtet ist, der Klägerin eine Zulage von 
DM 145,—  unverkürzt ohne Anrechnung von Tarifer­
höhungen weiterzuzahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und gemeint, ein 
Anspruch auf Gewährung der Technikerzulage sei mangels der tarif­
lichen Voraussetzungen nicht gegeben. Die Klägerin verrichte kei­
ne Ingenieurtätigkeiten. Es bestehe auch kein vertraglicher An­
spruch. Die erhöhte Zulage sei irrtümlich gezahlt worden. Aus dem 
Vertrag der Parteien ergebe sich nur der eindeutige Wille, für 
die Vergütung das geltende. Tarif recht zugrunde zu legen.

Arbeitsgericht ünd Landesarbeitsgericht haben die Klage ab-
gewiesen. Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin ihr
Klagebegehren weiter, während die Beklagte Zurückweisung der Re- 

4viSipn beantragt.«
E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision ist unbegründet.

I. Das Landesarbeitsgericht hat gemeint, eine einzelvertragli­
che Vereinbarung über die Gewährung der Zulage als übertarifliche
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Leistung sei zwischen den Parteien nicht zustandegekommen. Die 
Beklagte habe die Zulage in der irrtümlichen Annahme gezahlt, ei­
nen tariflichen Anspruch zu erfüllen. Aus dem Arbeitsvertrag der 
Klägerin folge aber, daß für ihre Vergütung allein die Vergü­
tungsordnung des Bundes-Angestelltentarifvertrages maßgebend sei. 
Die bloße Gewährung einer Zulage im öffentlichen Dienst führe 
nicht zu einer entsprechenden einzelvertraglichen Vereinbarung, 
weil im Zweifel lediglich Normvollzug gewollt sei. Die Klägerin 
habe auch keinen tarifvertraglichen Anspruch. Sie habe die Tatbe­
standsvoraussetzungen für eine Zulagengewährung nach §§ 2 und 3 
des Tarifvertrages über Zulagen an Angestellte (VkA) vom 17. Mai 
1982 nicht substantiiert dargelegt. So fehle ein ausreichender 
Vortrag darüber, daß sie eine technische Ausbildung gemäß Nr. 2 
der Bemerkungen zu allen Vergütungsgruppen absolviert habe oder 
gleichwertige Fähigkeiten und Erfahrungen besitze. Ferner liege 
trotz entsprechenden richterlichen Hinweises kein ausreichender 
Vortrag für das Erfordernis einer entsprechenden Tätigkeit vor, 
d.h. von Arbeiten mit ingenieurmäßigem Charakter.

II. Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten der re­
visionsrechtlichen Überprüfung stand.

1. Die rechtliche Beurteilung des Landesarbeitsgerichts, die 
Klägerin habe keinen Anspruch auf Zulage in Höhe von 145,—  DM 
aufgrund betrieblicher Übung, ist revisionsrechtlich nicht zu 
beanstanden und bleibt von der Revision auch ungerügt.
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2. Das Landesarbeitsgericht hat ferner zutreffend einen tarif­
vertraglichen Anspruch auf Zahlung der Technikerzulage nach § 3 
des Tarifvertrags über Zulagen an Angestellte (VkA) vom 17. Mai 
1982 verneint. Nach dieser Vorschrift erhalten neben der allge­
meinen Zulage nach § 2 TV eine Technikerzulage von monatlich 
45,—  DM Angestellte der VergGr. V b bis II mit technischer Aus­
bildung nach Nr. 2 der Bemerkungen zu allen Vergütungsgruppen und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben. Da die Klägerin unstreitig keine technische 
Ausbildung nach Nr. 2 der Bemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 
besitzt, kommt für sie nur die zweite Alternative der Tatbe­
standsvoraussetzungen in Betracht. Danach müssen zwei tarifliche 
Erfordernisse erfüllt sein. Die Klägerin müßte als sonstige Ange­
stellte über Fähigkeiten und Erfahrungen verfügen, die denen ei­
nes geprüften Fachhochschulingenieurs entsprechen. Außerdem müßte 
sie eine entsprechende Tätigkeit ausüben, d.h. eine Tätigkeit mit 
Ingenieurszuschnitt (BAGE 51, 59 = AP Nr. 115 zu §§ 22, 23 BAT 
1975; Urteil vom 23. April 1986 - 4 AZR 90/85 - AP Nr. 118 zu 
§§ 22, 23 BAT 1975).

Die Klägerin hat weder zum Tatbestandsmerkmal "gleichwertige 
Fähigkeiten und Erfahrungen” noch zum Tarifmerkmal "entsprechende 
Tätigkeiten" schlüssig vorgetragen. Die Auffassung des Landesar­
beitsgerichts , die Vorlage der Arbeitsplatzbeschreibung genüge 
den Anforderungen an einen substantiierten Tatsachenvortrag 
nicht, ist zutreffend und wird von der Revision auch nicht ge­
rügt . Die Klägerin begnügt sich vielmehr damit, die vom Landesar-
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beitsgericht vorgenommene Verteilung der Darlegungslast anzugrei­
fen. Diese Rüge ist jedoch unbegründet. Die Beklagte hat keines­
wegs das Gestaltungsrecht des Widerrufs einer früher einzelver­
traglich oder tarifvertraglich zu Recht bezogenen Leistung aus­
geübt, sondern die Zahlung einer ihrer Meinung nach nicht ge­
schuldeten Leistung eingestellt. Das folgt aus der Begründung der 
Beklagten im Schreiben vom 6. August 1986, in dem darauf hinge­
wiesen wird, daß die Klägerin keine Ingenieurtätigkeiten wahr­
nimmt und ihr deshalb die Technikerzulage nicht zusteht, sowie 
aus dem Vorbringen der Beklagten in den Tatsacheninstanzen. Dem­
gegenüber bleibt der Gebrauch des Wortes "widerrufen" ohne Bedeu­
tung (BAG Urteil vom 29. Januar 1986 - 4 AZR 279/84 - AP Nr. 17 
zu § 75 BPersVG; BAGE 52, 33, 48 f. = AP Nr. 12 zu § 4 BAT). In 
diesem Fall ist es Aufgabe des Gläubigers, d.h. der Klägerin die 
anspruchsbegründenden Tatsachen darzulegen und im Fall des Be­
streitens zu beweisen.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Röhsler
Ostkamp

Dr. Jobs
Hilgenberg

Dörner
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